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Home-Office bei der Stadt Kassel und beim Jobcenter Stadt Kassel 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1841 - 

 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wieviel Personen sind aktuell bei der Stadt Kassel beschäftigt? 

2. Wie viele davon arbeiten im Büro?  

3. Wie viele Beschäftigte der Stadt sind aktuell im Home-Office? 

4. Unter welchen Voraussetzungen wird Beschäftigten der Stadt momentan 

genehmigt im Home-Office zu arbeiten? 

5. Ist vor dem Hintergrund steigender Infektionszahlen geplant mehr 

Beschäftigten die Möglichkeit zu eröffnen im Home-Office zu arbeiten? 

6. Wird es auch bei sinkenden Infektionszahlen weiterhin die Möglichkeit 

geben im Home-Office zu arbeiten? 

7. Warum wird nicht allen Beschäftigten der Stadt Kassel, deren Tätigkeit auch 

im Home-Office erledigt werden kann, die Möglichkeit eröffnet im Home-

Office zu arbeiten? 

8. Wieviel Personen sind aktuell beim Jobcenter der Stadt Kassel beschäftigt? 

9. Wie viele davon sind momentan im Home-Office? 

10. Unter welchen Voraussetzungen und auf welcher Rechtsgrundlage wird 

Arbeiten im Home-Office 

a) bei den Beschäftigten des Jobcenters, die bei der Bundesagentur für 

Arbeit angestellt oder verbeamtet sind, genehmigt? 

b) bei den Beschäftigten des Jobcenters, die bei der Stadt Kassel angestellt 

oder verbeamtet sind, genehmigt? 

11. Ist vor dem Hintergrund steigender Infektionszahlen geplant mehr 

Beschäftigten die Möglichkeit zu eröffnen im Home-Office zu arbeiten? 

12. Wird es auch bei sinkenden Infektionszahlen weiterhin die Möglichkeit 

geben im Home-Office zu arbeiten? 

13. Warum wird nicht allen Beschäftigten des Jobcenters der Stadt Kassel, 

deren Tätigkeit auch im Home-Office erledigt werden kann, die Möglichkeit 

eröffnet im Home-Office zu arbeiten? 

 

 

Bürgermeisterin Friedrich teilt mit, dass der Beratungsgegenstand keine 

Angelegenheit der Stadtverordnetenversammlung ist. 
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Im Rahmen einer kontroversen Diskussion wird die Anfrage erneut für die nächste 

Tagesordnung vorgesehen. 

 

Erneute Behandlung in der nächsten Sitzung. 

 

 

 

 

 

Norbert Sprafke Sabine John 

Vorsitzender  Schriftführerin 




